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Zu Gast im Forum

Marschbefehl von rechts: Die Schweiz ins Réduit...

Nationalrat Rudolf Rechsteiner* 

Sparen ist meistens gut. Wenn eine Familie zu wenig Geld hat, muss sie haushalten. Effiziente Dienstleistungen erwarten wir natürlich auch vom Staat. Nur funktioniert Sparen beim Staat manchmal nicht wie erwartet. Wenn die Wirtschaft lahmt und der Staat spart, gibt es noch weniger für alle - und unter Umständen mehr Verlierer als Gewinner.

Wisenberg ade!

3,3 Milliarden Franken will Bundesrat Villiger sparen. Das «Paket» heisst beschönigend «Entlastungsprogramm». Es verstärkt die Rezession, reduziert die Aufträge für Wirtschaft und Gewerbe. Gemäss dem vom Finanzdepartement eingeholten Gutachten der BAK Konjunkturforschung werden 8000 Arbeitsplätze eliminiert.

Ein Grossteil dieser Kürzungen sind gar keine Einsparungen, sondern Überwälzungen auf Kantone und Gemeinden. So z. B. die Senkung der Schulbeiträge in der Berufsbildung, beim öffentlichen Nahverkehr oder bei den Invalidenheimen. Und das Sparpaket ist sehr einseitig. FDP und SVP haben ihrem lange gehegten Hass auf den Umweltschutz freien Lauf gelassen. Milliardenkürzungen beim Lärmschutz, bei Tempo 30, in der Energiepolitik und bei der AHV wurden aber auch nur möglich, weil einige CVP-Exponenten zustimmten. Durchschnittlich müssen 5,4 Prozent gekürzt werden, bei EnergieSchweiz sind es 37%, beim Buwal über 12%. Auch bei der Neat wird gestrichen. Der für unsere Region wichtige Wisenbergtunnel kommt nun doch nicht.

Fünf SVP-Bundesräte

Gegen den erbitterten Widerstand der SVP gelangen in den neunziger Jahren ganz wichtige Fortschritte: Dank der Schwerverkehrsabgabe wird die Neat gebaut, der UNO-Beitritt ist gelungen, die AHV ist (noch) intakt. Doch in jüngerer Zeit machen CVP und FDP mit der SVP immer öfter ein «Päckli», koordiniert von der Zürcher Zentrale der economiesuisse.

Die SVP verfolgt ihre Strategie mit System und Erfolg: Steuersenkungen entziehen dem Staat systematisch die Mittel. Erbschaftssteuer weg, Unternehmenssteuern und Steuerprogression gesenkt, Handänderungssteuer kommt noch. Schritt für Schritt kann der Staat seine Aufgaben nicht mehr erfüllen, zum Beispiel beim versauten Strassenbild in manchen Quartieren. Und dann schreibt die SVP: «Das verdanken wir den anderen Parteien.» Bundesrat Villiger katzbuckelt vor Blocher bis zur Unerträglichkeit und übt sich im vorauseilenden Gehorsam. Die SVP braucht keinen zweiten Bundesrat, sie hat schon fünf. Die einzige Führungsleistung dieser Crew besteht im Streichen oder im Verschieben gesetzlicher Aufgaben. Der wahre Wettbewerb ist das Wettrennen um den Abbau öffentlicher Leistungen.

Fuhrer heult, die Kleinen bezahlen

Für die breite Bevölkerung bringt dies nicht etwa weniger, sondern mehr Belastungen: mehr Lärm zum Beispiel, entlang stark befahrenen Autostrassen, und weiterhin unsanierte Bahnlinien. Höhere Gebühren, zum Beispiel höhere Taxen in Altersheimen, höhere Energie-Nebenkosten in unsanierten Mietwohnungen, denn die SVP blockiert Sanierungen und Effizienzvorschriften seit Jahren mit Erfolg.

Wir dürfen uns freuen auf schmutzige Bahnhöfe und längere Wartezeiten im öffentlichen Verkehr, wenn die Beiträge an die SBB gekürzt und die Schwerverkehrsabgabe für den allgemeinen Haushalt zweckentfremdet wird. Im Asylbereich gibt es mehr Verwahrloste und mehr Kriminelle, dafür bleiben unsere Waffengesetze weiterhin stumpf.

Auch darüber darf sich die SVP die Hände reiben. Ihre Politik sorgt im Ergebnis für mehr Kriminelle und mehr Drogenkriminelle - und vermehrt erst noch die Zahl der SVP-Stammwähler. Es spricht Bände, dass sich ausgerechnet die Zürcher Regierungsrätin Monika Fuhrer mit guten Argumenten und einigen Krokodilstränen gegen diese Kürzungen ausweint - erfolglos übrigens. Manche SVP-Amtsinhaber in Exekutivämtern merken nun immerhin, welche Probleme die ideologischen Staatshasser mit dem Aushungern staatlicher Budgets verursachen. Die Städte sind die Leidtragenden. Während sich die Millionäre von Herrliberg bis Zug in ihren sterilen Vorgärten langweilen, können die städtischen Infrastrukturen, die der Bund nicht mitträgt, nicht modernisiert werden.

Alpin-Thatcherismus 

Nötig ist all das, weil die bürgerlichen Parteien ein finanzpolitisch untragbares Steuerpaket verabschiedet haben, das reiche Ehepaare, Hausbesitzer und Unternehmen um drei Milliarden Franken entlastet. Genau jene Familien erhalten massiv mehr Geld, die alles schon haben. Konjunkturell gesehen bringt das wenig bis gar nichts, umso mehr fehlt das Geld bei den Investitionen für die Zukunft. Grossbritannien hat sich von der Sparpolitik Maggie Thatchers bis heute nicht erholt, die marode Infrastruktur wurde nie wirklich saniert. Uns blüht dasselbe.

«Neuer Generationenvertrag»?

Nun wollen uns die economiesuisse und die FDP/SVP gleich noch weitere Magerkuren verpassen: Ein weiteres Sparprogramm müsse her, dazu Einschnitte im Sozialbereich. Einen «neuen Generationenvertrag» fordert Ueli Forster, der oberste Arbeitgeber im Land. Fragt sich nur, was für einer. Die economiesuisse gefällt sich neuerdings darin, alle gegen alle auszuspielen. Auch das ist kein Patentrezept für Wachstum.

Nun zehrt die Sparpolitik auch am Fundament der Sozialwerke: Die gesetzlichen Beiträge des Bundes an die AHV werden um Milliarden reduziert. Mit roten Zahlen will man das nötige Klima schaffen, um die sehr solide und effiziente AHV zu kürzen. Statt das Gesundheitswesen zu reorganisieren, beantragt der Bundesrat, den AHV-Mischindex auszusetzen. Wer wie die SVP gegen den Staat ist, ist eben erst recht gegen den Sozialstaat.

Diese Politik wirkt lähmend. Das Programm der SVP ist ein Marschbefehl ins Réduit. Dort ist es der SVP am wohlsten. Sie möchte ja schon lange Soldaten an die Grenze stellen. In einem friedlich und dynamisch (zusammen)wachsenden Europa operiert die Schweiz in wachsender Isolation, ohne Bereitschaft für Neues, bis zu den Knien im neoliberal-nationalistischen Mief. Nicht daran zu denken, dass wir so je zu Dynamik und Wachstum zurückfinden.
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